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Schutz

Kaffee trinken reicht nicht
Der LINKE-Innenpolitiker Frank Tempel über Alternativen zur Terrorabwehr der Bundesregierung

Dass Angst Seele auffrisst, wissen
wir spätestens seit dem preisge-
krönten Film von Rainer Werner
Fassbinder. Dass Angst Verstand
auffrisst, erleben wir gerade. Die
Masse der Bürger hat Angst vor Ter-
ror, fühlt sich aber generell sicher
hierzulande. Können Sie das erklä-
ren?
Wir begeben uns ins Subjektive. Ter-
roranschläge rücken näher. Natürlich
wächst da Angst. Gleichzeitig ist da
die Hoffnung: Mich erwischt es nicht.
Das ist wie mit »dem Flüchtling«, vor
dem man Angst haben »muss«. Ge-
rade, wenn es im eigenen Umfeld gar
keinen Flüchtling gibt. Kurzum: Un-
bekanntes wird schnell nur als Ge-
fahr empfunden ...

... und die LINKE als Kraft für so-
ziale Sicherheit. Sicherheitspoliti-
sche Kompetenz wider Terror bil-
ligt man ihr kaum zu. Da wenden
sich Bürger wohl besser an die CDU
von Bundesinnenminister de Mai-
zière?
Weil die in den vergangenen Jahren
Sicherheit abgebaut haben? Bei Lan-
des- und Bundespolizeien fielen fast
18 000 Stellen weg. Ich habe in den
vergangenen Monaten Polizeidienst-
stellen in Görlitz, Klingenthal, Gera
und auch Landes- und Bundesdienst-
stellen besucht. Präventionsarbeit
findet da fast nicht mehr statt.

Alle Parteien fordern mehr Stellen
bei der Polizei.
Das ist auch richtig. Wir plädieren
aber im Unterschied zu den anderen
dafür, die Stellen in die Fläche zu ver-
teilen und nicht nur zentrale Einhei-
ten zu verstärken. Nur so kommen
wieder Polizisten auf die Straße. Und:
Es ergibt keinen Sinn, Hunderttau-
sende Arbeitsstunden zu verschwen-
den, um Delikte wie Schwarzfahren,
den Besitz kleinster Mengen von Dro-
gen oder die illegale Einreise aufzu-
nehmen – mit dem Wissen, dass die
Staatsanwaltschaften alles wieder
einstellen.
Zurück zur Union. Die ist keine

»Sicherheitsfraktion«, sie ist allen-
falls eine Fraktion für Law and Or-
der, also für Überwachung und für
den Abbau demokratischer Rechte.

Demokratie verteidigt die Links-
partei durch Nein-Sagen. Sie ist ge-
gen mehr Staat, neue Gesetze und
Dateien, gegen mehr Videoüber-
wachung. Auch nach dem schreck-
lichen Attentat auf dem Berliner
Weihnachtsmarkt. Hat Ihre Partei
etwa ein gestörtes Verhältnis zu
staatlicher Sicherheit?
Nein, wir haben alternative Vorstel-
lungen. Und es leider versäumt, die
deutlich genug vorzustellen.

Na dann mal zu! Mehr Stellen hat-
ten wir …
Wir wollen – und dahinter stehe ich
vollkommen – dass der Verfassungs-
schutz aufgelöst wird.

Das ist gerade in einer gefühlten Be-
drohung durch Terroranschläge für
den Bürger schwer verständlich,
oder?
Moment mal. Wenn wir die soge-
nannten Gefährderlagen anschau-
en, dann wird deutlich, dass wir of-
fensichtlich zwei Exekutiven ha-
ben: Verfassungsschutz und Poli-
zei. Diese Situation erhöht das Si-
cherheitsrisiko. Sie wissen schon,
viele Köche ... Es gibt jede Menge
Schnittstellenprobleme, angefan-
gen bei der Kommunikation bis hin
zu bewussten Blockaden. Das war
bei dem Verdächtigen in Chemnitz
so, der sich dann im Gefängnis um-
gebracht hat, und das erleben wir
gerade wieder bei der Aufarbeitung
der Ereignisse rund um den Berli-
ner Breitscheidplatz. Also: Gefah-
renabwehr und Straftatenverfol-
gung gehören per Gesetz zur Poli-
zei. Wir schlagen vor, das auch
grundsätzlich so zu regeln. Terror-
bekämpfung ist Polizeipflicht.

Mit einer zentralen Behörde?
Ich kannmir vorstellen, dass das Bun-
deskriminalamt für die Koordinie-
rung verstärkt werden muss. Aber an-
sonsten sind die Polizeien auch in
dem Bereich Organisierter Krimina-
lität ganz gut aufgestellt. Der Föde-
ralismus bleibt – egal, was die Union
sagt – wichtig. Wir haben im Bereich
des sogenannten Extremismus im
Ruhrgebiet ganz andere Schwer-
punkte als in Sachsen, wo man es re-

lativ wenig mit organisierten Grup-
pen im Bereich des Salafismus zu tun
hat, wo sich aber Rechtsextremisten
tummeln. Föderalismus kann sehr
wohl ein Gewinn für Sicherheit sein,
weil man flexibler auf tatsächliche
Besonderheiten der Region reagieren
kann.

Der Bundesinnenminister will al-
les zentralisieren. Dabei kocht doch
beispielsweise das Bundeskrimi-
nalamt (BKA) auch nur mit Was-
ser. Man erlebt das bisweilen quä-
lend im Untersuchungsausschuss
zum Nationalsozialistischen Un-
tergrund (NSU).
Stimmt, da sehen wir immer wieder
dieselben Fehlerquellen in Landes-
wie in Bundesbehörden. Wir müssen
an den wirklichen Schwachstellen
arbeiten, und das heißt nicht Zent-
ralisierung, sondern die Kommuni-

kation. Wenn wir also ein gemein-
sames Abwehrzentrum haben, das
mehrfach über den Gefährder Anis
Amri, also den Berliner Lkw-Mörder
berät, ohne dass nachher klar ist, wer
für was zuständig ist, dann nutzt so
ein Gremium nichts. Kaffee trinken
und schwatzen kann man außerhalb
der Dienstzeit.

Liegt so eine Arbeitsweise nicht
auch an mangelnder Kontrolle?
Ein Geheimdienst hat wesentlich
mehr Freiheiten in vielen Bereichen.
Bei der Polizei ist alles klar nach
Strafprozessordnung geregelt, sie ist
leichter zu kontrollieren. Auch das
wäre ein Sicherheitsgewinn, weil es
durch öffentliche und parlamentari-
sche Kontrolle eine bessere Fehler-
analyse gibt. Man kann früher und
transparenter auf Schwachstellen re-
agieren.

Die Exekutive hat gemeinsame Ab-
wehrzentren. Die Innenminister aus
Bund und Ländern treffen sich re-
gelmäßig. Wieso bleibt man im par-
lamentarischen Bereich im jeweili-
gen Suppenteller?
Interessante Frage, die wird so noch
nicht diskutiert. Stimmt, man könnte
parallel zum Bundesrat die parla-
mentarische Kontrolle übergreifen-
der gestalten. Das könnte man nach
der Bundestagswahl angehen. Ge-
meinsam mit den Ländern.

Die Union macht das Thema Ter-
rorabwehr gerade zu einem Top-
Wahlkampfthema. Wird sich die
LINKE da raus halten?
Keinesfalls, schon weil das, was die
Union vorschlägt, gefährlich ist. Wir
reden viel über Gefährder. Aber von
der Regierungsseite wird überhaupt
nicht gefragt, woher die kommen. So

vermittelt sich mittlerweile der Ein-
druck, Gefährder kommen als Flücht-
linge in unser Land, mit der Absicht
zu töten. Die Praxis zeigt aber, dass
ein Großteil der Gefährder sich erst
bei uns radikalisiert hat. Normaler-
weise sind zivile Strukturen für be-
sorgte Freunde und Familienangehö-
rige eher Ansprechpartner als Polizei
oder Geheimdienste. Wir haben auch
einige sehr kompetente Vereine und
Gruppen. Doch sie sind zu schwach
und werden zu wenig unterstützt, um
solchen Radikalisierungen entgegen
zu wirken.

Sicherheit durch Sozialarbeit? Wo-
möglich findet man ja auch unter
den Flüchtlingen geeignete Part-
ner.
Sicher. Ich habe mit Flüchtlingen, die
in meinem Landkreis wohnen, ge-
sprochen. Viele sind aus Angst vor
Terror aus ihrer Heimat geflohen und
wütend, dass einige wenige Lands-
leute hier Hass, Zwietracht und Ge-
walt säen. Wir müssen denen, die In-
tegration wollen, mehr Hilfe geben,
wenn sie sich um ihre Freunde und
Nachbarn kümmern. Auch das ist ein
Moment von mehr Sicherheit.

Ich erinnere mich an Kleingarten-
kolonien mit Schildern: Achtung,
wachsamer Nachbar … So etwa?
Sozialarbeit verlangt schon mehr.
Doch, von mir aus, rechnen wir mal
ganz simpel. Man braucht bis zu 40
Beamte, um einen Gefährder zu be-
obachten. Aber ein guter Sozialar-
beiter kann Dutzende Menschen er-
reichen und helfen, dass sie nicht ab-
stürzen. Doch derzeit haben wir bei
einem der erfolgreichsten Deradika-
lisierungsvereine gerade einmal
zweieinhalb Personalstellen für 235
zumeist junge Menschen, von denen
wir annehmen, dass sie zu Ge-
fährdern werden könnten. Wie wäre
es mit einem Sozialarbeiter für 30
oder 40 Gefährdete?

Ausgehend von den Erfahrungen
mit dem NSU wage ich eine Prog-
nose. Die Zuständigen für das Ver-
sagen gegenüber dem Nazi-Terror-
Netzwerk behaupten, der 11. Sep-
tember 2001 zwang zur Konzent-
rationwider Islamismus. In ein paar
Jahren werden wir das wieder hö-
ren?
Das ist schon jetzt so. Die politische
Debatte kreist momentan ausschließ-
lich um Islamismus und Salafismus.
Da ist anderes längst wieder aus dem
Blickfeld geraten. Die meisten Vor-
schläge der Union betreffen das Asyl-
recht. Wir wissen aber, dass viele der
bekannten Gefährder gar keinen aus-
ländischen Hintergrund haben, son-
dern in Deutschland aufgewachsen
sind, einen deutschen Pass haben. Für
über 500 Rechtsextreme gibt es Haft-
befehle, doch sie sind einfach abge-
taucht. Wir wissen aus dem Fall des
NSU, wo das hinführen kann.

Frank Tempel – geboren 1969, ver-
heiratet, drei Kinder – kommt aus
Thüringen und ist Vizefraktionschef
der Linksfraktion im Bundestag. Zu-
dem ist er deren drogenpolitischer
Sprecher. Vor seiner Zeit im Bun-
destag war er Kriminalpolizist. Mit
ihm sprach René Heilig.
Foto: Deutscher Bundestag/H. J. Müller

Damit »Gefährder« keine großen Unbekannten bleiben, braucht es verbesserte Präventionsarbeit. Foto: photocase/C.L.

Razzia gegen mutmaßliche rechte Terrorbande
Polizei findet Waffen und Sprengmittel / Hauptverdächtiger wird den »Reichsbürgern« zugeordnet

Ein ungeheuerlicher Verdacht: Eine
rechtsextreme Gruppe soll Atten-
tate auf Juden und Asylbewerber in
Deutschland geplant haben. Die Po-
lizei durchsuchte zwölf Häuser in
mehreren Bundesländern.

Karlsruhe. Nach einer bundesweiten
Razzia gegen Rechtsextremisten hat
die Bundesanwaltschaft zwei Ver-
dächtige vorläufig festnehmen las-
sen. Darunter ist nach Informatio-
nen der Deutschen Presseagentur ein
62 Jahre alter Hauptverdächtiger aus
Schwetzingen nahe Heidelberg. Er
soll der Bewegung der »Reichsbür-
ger« nahestehen. Mit einem weite-
ren Mann ist er dringend verdächtig,
eine rechtsextreme Terrorvereini-
gung gegründet zu haben. Ob es sich
bei diesem um einen während einer

Durchsuchung in Berlin-Moabit
Festgenommenen handelt, sagte die
Bundesanwaltschaft nicht. Bei den
Razzien wurden unter anderem
Waffen, Munition und Sprengmittel
gefunden.
Die Bundesanwaltschaft ermittelt

insgesamt gegen sechs Verdächtige
im Alter von 35 bis 66 Jahren. Die
Männer, die vorwiegend über sozia-
le Medien miteinander vernetzt ge-
wesen sind, sollen seit dem Frühjahr
2016 Anschläge auf Juden, Asylbe-
werber und Polizisten in Deutsch-
land geplant haben. Erkenntnisse zu
konkreten Anschlagsplänen gebe es
jedoch nicht, hieß es. Ein weiterer
Mann soll die Gruppe unterstützt ha-
ben.
Sicherheitskreise bestätigten Me-

dienberichte, wonach der Hauptver-

dächtige sich als »keltischen Drui-
den« bezeichnet. Unklar war zu-
nächst, ob noch weitere »Reichsbür-
ger« unter den Verdächtigen sind. So-
genannte Reichsbürger erkennen die
Bundesrepublik nicht an. Sie behaup-
ten, das Deutsche Reich bestehe bis
heute fort. Die Bewegung wird bun-
desweit vom Verfassungsschutz be-
obachtet.
Nach Angaben von Hans-Georg

Maaßen, dem Präsidenten des Bun-
desamtes für Verfassungsschutzes,
werden derzeit rund 10 000 Perso-
nen der »Reichsbürger«-Szene zuge-
ordnet. Die Bewegung sei sehr hete-
rogen, erklärte Maaßen am Mitt-
woch. Rund 500 bis 600 Personen
werden als rechtsextremistisch ein-
geschätzt. Sorge bereite dem Verfas-
sungsschutz »die erhebliche Gewalt-

bereitschaft und gestiegene Aggres-
sivität dieser Szene. Außerdem stel-
len wir Vernetzungsaktivitäten fest«,
sagte Maaßen.
Bundesinnenminister Thomas de

Maizière (CDU) betonte nach der
Razzia die Wichtigkeit des Kampfes
gegen Verfassungsfeinde. Etwaiger
entstehender Rechtsterrorismus wer-
de von den Sicherheitsbehörden im
Keim erstickt, sagte er am Mittwoch.
Der Rechtsstaat bleibe »entschlossen
und wachsam«, betonte er.
Die Durchsuchungen hatten am

Mittwochmorgen in Wohnungen und
weiteren Räumen in Baden-Würt-
temberg, Berlin, Brandenburg, Nie-
dersachsen, Rheinland-Pfalz und
Sachsen-Anhalt begonnen. An dem
Einsatz waren insgesamt rund 200
Polizeibeamte beteiligt. Ziel sei ge-

wesen, weitere Beweismittel für das
tatsächliche Bestehen einer Vereini-
gungsstruktur sowie zu möglichen
geplanten Straftaten zu gewinnen.
Der Generalbundesanwalt hat die
Polizei in Baden-Württemberg mit
der Federführung betraut.
Auch Bundesjustizminister Heiko

Maas (SPD) bezeichnete die Ermitt-
lungen als wichtiges Zeichen gegen
den Rechtsextremismus. Deren Sze-
ne wächst nach Einschätzung von Si-
cherheitskreisen derzeit an und um-
fasst aktuell rund 23 000 Personen,
wie der Tagesspiegel am Mittwoch
berichtete. Besorgniserregend auch
in der rechten Szene: Die Zahl der
Gewaltorientierten stieg im vergan-
genen Jahr um 300 Personen an und
umfasst derzeit rund 12 100 Perso-
nen. Agenturen/nd


